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Die Politik, die in den letzten zehn Jahren zum Niedergang Simbabwes vom Brotkorb zum 
Klingelbeutel der Region geführt hat, erscheint dem flüchtigen Betrachter als vollkommen 
irrational. Warum sollte eine Regierung permanent politische Entscheidungen treffen, die 
zum Zusammenbruch der Wirtschaft führen, die Lebenserwartung der Bürger auf die der 
Steinzeitmenschen reduziert und ein Drittel der Bevölkerung als seit Jahrzehnten größte 
Flüchtlingsgruppe außerhalb eines Kriegsgebiets vertreibt? Der renommierte simbabwische 
Wirtschaftswissenschaftler John Robertson erklärt in diesem kurzen Essay, dass diese politi-
schen Entscheidungen keineswegs irrational sind und waren. „Und ist's auch Wahnsinn, hat 
es doch Methode“, und des Wahnsinns Methode wurde nicht erst in den vergangen zehn Jah-
ren entwickelt. Die Saat wurde viele Jahre zuvor ausgesät. John Robertsons Analyse ist äu-
ßerst hilfreich um Mugabe & Co’s Politik und vergangene, aktuelle und zukünftige Entschei-
dungen verstehen und einschätzen zu lernen. 
Barbara Groeblinghoff  
 
Simbabwe erlangte seine Unabhängigkeit 1980 nach einem Kampf, der nicht weniger ideologi-
scher als anti-kolonialer Natur gewesen war. Eine Reihe konkurrierender Befreiungsbewegungen 
hatten die koloniale Regierung mit vereinten Kräften abgesetzt. Sie hatten finanzielle Unterstüt-
zung, Ausbildung und Ausrüstung von China und der Sowjetunion erhalten und traten ihr Amt in 
der festen Überzeugung an, dass das Simbabwe der Zukunft nach kommunistischen Prinzipien 
geführt werden sollte. Robert Mugabe, damals war er Premierminister, verkündete, dass  das  Land  
                                               
1 John Robertson ist freiberuflicher simbabwischer Wirtschaftswissenschaftler und verfasste dieses Essay im Auftrag 
der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit Afrika. 
2 Die englische Originalversion kann unter http://www.africa.fnst-freiheit.org/news/n14-zimbabwe-another-view.pdf 
abgerufen werden. 





ein marxistisch-leninistischer Staat werden solle. Seine  Absicht  sei  es, so  erklärte er,  alle  Wirt-
schaftssektoren langfristig unter staatliche Kontrolle zu stellen. Zunächst entschied er sich jedoch 
dafür an seinen sogenannten Wohlstandsumverteilungsplänen zu arbeiten. Diese leitete er mit 
strikten Preiskontrollen, dem Einfrieren der Gehälter für alle Management- und gehobenen Wirt-
schaftspositionen und einer bedeutenden Gehaltserhöhung für gewöhnliche Angestellte ein.  
 
Mugabe verschärfte die existierenden Regulierungen, die die vorangegangenen rhodesische Regie-
rungen eingeführt hatten: die Regulierung von Mietpreisen, Wechselkursen, Zinsen, Gewinnaus-
schüttungen, der Höhe der Gewinnanteile und der Genehmigungen für Investitionen und Projekte. 
Um sich dem Ziel der Wohlstandsumverteilung anzunähern, wurden existente Steuern erhöht und 
neue Steuern eingeführt. Gleichzeitig wurde von allen möglichen Geberländern Entwicklungshilfe 
beansprucht. Die Pläne zur Nationalisierung der Wirtschaft wurden erneut verschoben, um zu-
nächst die brisantere Herausforderung der „Indigenisierung“ des öffentlichen Dienstes und des 
Militärs anzugehen. Allen „nicht indigenen“ Mitgliedern des öffentlichen Sektors wurde die Früh-
rente nahegelegt. Denjenigen die blieben, wurde erklärt, dass ihre Beförderungschancen nun mehr 
erschöpft seien.  
Mit der Einführung der Wohlstandsumverteilung trat 
ein unaufhörlicher Strom von Menschen mit der For-
derung an den Premierminister heran, für ihre Loyali-
tät und Unterstützung während des Unabhängigkeit-
kampfes entlohnt zu werden. Die wichtigsten seiner 
Mitstreiter hatte Mugabe bereits mit politischen Pos-
ten als Kabinettsminister oder Parlamentarier belohnt. 
Nachdem er auch sein Politbüro und das Zentralkomi-
tee besetzt hatte und die begehrtesten diplomati-
schen und öffentlichen Positionen sowie die Auf-
sichtsratposten halbstaatlicher Organisationen verge-
ben hatte, wurde es schwierig, auch die übrigen Loya-
listen zu entschädigen.  
  
 
Robert Mugabe, von 1980-87 Premierminister,  
seit 1987 Präsident Simbabwes 
 
Die besten Aussichten die Gelder für zusätzliche Entlohnungen einzutreiben, lagen im Wirtschafts-
sektor. Firmenbesitzer wurden dazu gezwungen die Erlaubnis der Regierung für Fusionierungen 
oder Verkäufe einzuholen. Diese Genehmigungen wurden meist verweigert, wenn nicht dem Staat 
– oder der regierenden Partei – ein bedeutender Gewinnanteil versprochen wurde. Was den Ver-
kauf von Farmen anging, so bestimmte die Regierung, dass alles Land zunächst dem Staat angebo-
ten werden musste. Diese Maßnahmen ermöglichten der Regierung weitere Anhänger zu entloh-
nen. Einigen gab man die Direktorenposten in neu akquirierten Firmen, anderen schenkte man 
Farmen – mit dem angenehmen Nebeneffekt Fortschritte in der versprochenen Landreform verkün-
den zu können. Trotzdem gab es noch immer Tausende, die eine Entschädigung erwarteten.  
 
Schließlich stellte die Regierung fest, dass viele weitere Prämien beträchtlichen Wertes in der Allo-
kation ausländischer Währungen verborgen lagen. Rhodesien hatte seine begrenzten Devisen wäh-
rend der fünfzehn Jahre anhaltender Sanktionen durch die Kapitalrationierung der ausländischen 
Einkünfte so verwaltet, dass nur die effizientesten und produktivsten Importeure Zugriff auf aus-
ländische Währung hatten. Für Mugabe war die Verschiebung der Allokation der Devisen und der 





und die Lizenzen wurden von seinen Anhängern hochgeschätzt und sie fühlten sich wohl belohnt. 
Durch das Transferieren der Gelder in ihre Hände übergab er außerdem Wohlstand generierende 
Kapazität an indigene Produzenten. Seine damalige Argumentation lautete, dass die neuen Emp-
fänger der begrenzten Auslandsdevisen die Industriellen der Zukunft seien.  
 
 
Downtown Harare, Hauptstadt Simbabwes  
Quelle: http://commons.wikimedia.org/wiki/File:Downtown_Harare.jpg, Author= Croquant 
 
Unglücklicherweise ist die Wirtschaftsführung von Personen, die erfolgreich Ansprüche auf Beloh-
nungen erheben, in der Regel wenig produktiv. Mit einigen wenigen Ausnahmen fanden die Emp-
fänger der knappen ausländischen Währung, dass sie attraktive Prämien generieren konnte, indem 
sie diese einfach verkauften – ohne dass hierzu Geschäftskenntnisse oder gar harte Arbeit notwen-
dig gewesen wären. Nein, noch besser: wem einmal eine Anspruchsberechtigung zugesichert wur-
de, konnte sich entspannt zurücklehnen und einen scheinbar unaufhörlichen Geldfluss genießen. 
Aus den Begünstigten der staatlichen Vermögensumverteilung wurden also keine Industriellen. 
Einige wenige versuchten sich als Importeure und Verkäufer von Endprodukten, z.B. von Ersatztei-
len für Motoren und elektronische Geräte. Die Mehrzahl verkaufte ihre Fremdwährung und die 
Importlizenzen zurück an die Firmen, denen man sie ursprünglich abgenommen hatte. Die Indus-
triellen, die die Fabriken zuvor geleitet hatten, blieben somit im Geschäft.  
 
Eine ehrenwertere Umverteilungsinitiative wurde zur dringend benötigten Verbesserung des Bil-
dungssystems eingeleitet. Obgleich die ehemaligen rhodesischen Regierungen einen weitaus bes-
seren Bildungsstandard erreicht hatten, als andere afrikanische Länder, so existierte das große 
Problem, dass nur ein kleiner Anteil der Grundschulabgänger Zugang zu der limitierten Anzahl hö-
herer Schulen fand. Mugabe versprach Plätze an weiterführenden Schulen für alle Kinder einzu-
richten - bei Übernahme aller Kosten durch den Staat. Diese Versprechungen hinsichtlich der Ver-
besserung des Schulwesens konnten mit beträchtlicher Hilfe von Geberländern und Hilfsorganisa-
tionen eingehalten werden.  
 
Mitte der 80er Jahre boten sich zehntausende gut ausgebildete junge Menschen mit hohen Erwar-
tungen auf dem Arbeitsmarkt an. Unglücklicherweise waren Investitionen wegen der anhaltenden 
Hemmnisse im Wirtschaftssektor, vor allem wegen Preiskontrollen, Devisenknappheit und der Ge-





sehr wenige neue Arbeitsplätze geschaffen, und sehr wenige Firmen konnten ihre Ausbildungspro-
gramme weiterführen. Ende der 80er Jahre überstieg die Zahl der Sekundarschulabsolventen 
100.000 pro Jahr. Der Mangel an Arbeitsplätzen wurde für Mugabe politisch peinlich. Schließlich 
wurde der Rat verschiedener Institutionen eingeholt, und die Weltbank schickte das Land durch 
überzeugende Argumente auf einen neuen Entwicklungsweg.  
 
Die Ökonomen der Weltbank konnten die simbabwische Regierung davon überzeugen, dass Investi-
tionen zur Schaffung neuer Arbeitsplätze notwendig sind, dass diese Investitionen aus Ersparnissen 
entstehen, und dass es sehr schwierig ist, binnenländische Ersparnisse zu generieren, wenn die 
Steuern zu hoch sind und jegliche wirtschaftliche Aktivität kontrolliert wird. Investitionen, so die 
Weltbank, hingen außerdem von der Sicherung der Eigentumsrechte ab, und so riet man der Regie-
rung dazu, die Pläne zur Nationalisierung von Firmen zu verwerfen.  
 
Gekoppelt an die Versprechung auf Finanzierungshilfen (bei Einhaltung der Vereinbarung), schlug 
die Weltbank ein Programm zur Handelsliberalisierung vor. Die Preiskontrollen sollten gesenkt und 
das staatliche Budgetdefizit verringert werden, da diese als Verdrängungseffekte auf die wirt-
schaftliche Aktivität einwirkten. Das Paket wurde angenommen, und als die Bedingungen öffent-
lich bekannt wurden, erfreute sich Simbabwes Wirtschaft eines sofortigen Anstiegs der Investitio-
nen. Um das Defizit des Staatshaushalts unter drei Prozent des Bruttosozialprodukts zu halten, riet 
die Weltbank der Regierung dazu, alle Beamten zu entlassen, deren Dienste nun nicht mehr benö-
tigt wurden, da ja die Kontrollen, die sie überwachten, abgeschafft wurden. Die Regierung willigte 
ein, das Geld der Weltbank wurde überwiesen, erste Maßnahmen wurden eingeleitet und die Wirt-
schaft erholte sich ob der zurück gewonnen Freiheit. Mit der Aufhebung der Preiskontrollen und 
dem gesteigerten Zugang zu Importen, erfreute sich der Wirtschaftssektor 1990 der ersten Welle 
echten Optimismus seit der Unabhängigkeit.  
 
Doch dann veröffentlichte die Regierung ihr Budget für 1991. Entgegen aller Abmachungen beab-
sichtige die Regierung, Schulden aufzunehmen, um ein weiteres großes Haushaltsdefizit zu finan-
zieren. Die Weltbank war äußerst verstimmt und die Gründe hierfür wurden bald evident: die 
staatlichen Anleihen, die auf dem Markt angeboten wurden um das Defizit zu finanzieren, wurden 
vom privaten Sektor schlichtweg ignoriert. Mit der Handelsliberalisierung und der Aufhebung der 
Kontrollen sahen die Firmen weitaus aufregenderen Investitionsmöglichkeiten entgegen. Weitere 
Bemühungen staatliche Anleihen zu veräußern scheiterten ebenfalls. Regierungsbeamte reichten 
bei der Weltbank ein Gesuch um Hilfe ein, doch da man sich nicht an die Vereinbarungen gehalten 
hatte, entschied sich die Weltbank die Bitte abzulehnen. „Versucht es beim IWF”, riet man.  
 
Der IWF erklärte, dass man sicherlich helfen könne, aber dass die „Konditionen“ ein gutes Stück 
härter seien als die Bedingungen, die die Weltbank gestellt hatte. Und das waren sie. Sie beliefen 
sich auf sehr viel mehr als die bereits geforderte Deregulierung und die Abschaffung von Subventi-
onen. Der IWF verlangte eine beachtliche Abwertung und die Privatisierung der unwirtschaftlichen 
halbstaatlichen Institutionen, sowie einiger staatlichen Firmen wie z.B. der Stahlwerke. Nach lan-
gen Diskussionen wurde ein wirtschaftliches Strukturanpassungsprogramm verabschiedet. Mit der 
Abschaffung der Importlizenzen, der Aufhebung von Preis- und Mietkontrollen, Steuersenkungen 





bedingungen ungemein. Neue Einkaufszentren wurden gebaut um der gestiegenen Anzahl von 
Einzelhändlern, die endlich Zugang zu Importwaren hatten, Platz zu bieten.  
 
Aber nicht alle waren glücklich. Bald bildete sich eine ernsthaft unzufriedene Gruppe eben derje-
nigen heraus, die Einkommen aus dem Verkauf von Devisen und Importlizenzen verloren hatten. 
Mit der Unterstützung des IWF zur Erreichung einer ausgeglichenen Zahlungsbilanz hatte die Re-
gierung das bisherige Allokationssystem abgeschafft und die ehemaligen Empfänger dieser be-
trächtlichen Almosen im Regen stehen lassen. Diese erhoben jedoch nach wie vor Anspruch auf 
Entlohnung und beanstandeten, dass ihrer angeblichen Anspruchsberechtigung in keiner Weise 
Rechenschaft getragen wurde. Schließlich reorganisierten sie sich zu einer Interessengruppe mili-
tanter Veteranen, die Forderungen an die Regierung stellten. Die langsame Reaktion von staatli-
cher Seite verärgerte sie, und im August 1997 war ihre Geduld am Ende. Sie konfrontierten Präsi-
dent Mugabe – dieser hatte seinen Titel mittlerweile geändert – und verlangten lebenslange Ren-







Obgleich die industrielle Landwirtschaft, der größte 
Wirtschaftssektor Simbabwes und somit der wich-
tigste Arbeitgeber, der größte Erzeuger von Fremd-
währung, der größte Anbieter von Wissen und Erfah-
rung für lokale kommerzielle und industrielle Firmen 
und der größte Kunde des Banken-, Versicherungs-, 
Transport- und Bauwesens war, beschloss die Regie-
rung dessen Stilllegung. Die Farmer wurden vertrie-
ben und das Land den Kriegsveteranen und anderen 
„indigenen“ Simbabwern, die sich darum bewerben 
wollten, zugeteilt.  
 
 
Erfolgreiche Landwirtschaft ist nicht ohne Fachwissen und sehr teure Technik möglich. Die Perso-
nen, denen das Land zugeteilt wurde, verfügten jedoch über wenige Fachkenntnisse und keinerlei 
Bonität. Da sie keine Eigentumsrechte über das ihnen zugeteilte Land besaßen, konnten sie den 
Banken keine Sicherheit bieten, um die zur erfolgreichen Betreibung der Farmen notwendigen Kre-
dite aufnehmen zu können. Ein steiler Abwärtstrend in der Lebensmittelproduktion und den Ex-
porteinnahmen war die Folge. Es dauerte nicht lange bis Simbabwes Kreditwürdigkeit zusammen-
brach und die Darlehen aus dem Ausland verschwanden. Die Steuereinnahmen sanken, Investitio-
nen versiegten und alle Maßnahmen zur Liberalisierung der Wirtschaftspolitik wurden rückgängig 
gemacht. Simbabwe wurde von Lebensmittelhilfen abhängig und erlebte bald eine Hyperinflation. 
Dem größten Wirtschaftssektor war ein Eigentümerwechsel aufgezwungen worden, ohne den neu-
en Besitzern die zur erfolgreichen Betreibung der Farmen notwendigen Eigentumsrechte zu zu-
sprechen. 
 
Heute steht Simbabwe noch immer unter der Kontrolle Mugabes, obgleich dieser zähneknirschend 
eingestand, dass seine Partei bei den letzten Wahlen nicht die Mehrheit der Sitze gewinnen konn-
te. Er hofft jedoch darauf, die nächsten Wahlen zu gewinnen. Um dieses Ziel zu erreichen, möchte 





die noch im Besitz „nicht-indigener“ Menschen sind. Dieses Mal, so Mugabe, wird der Transfer von 
Eigentum seine Anhänger so richtig reich und mächtig machen. Um dies bewerkstelligen zu kön-
nen, wurden Gesetze erlassen, die die Regierung ermächtigen alle „nicht-indigenen“ Firmenbesitzer 
dazu zu zwingen 51 Prozent der Anteile ihrer Firmen auf indigene Gesellschafter zu übertragen. 
Die Entscheidungskraft der 51 Prozent wird es diesen dann ermöglichen die Vorstandsmitglieder 
der Firmen nach ihrem Belieben auszuwählen. Vermutlich werden sie sich verpflichtet fühlen diese 




Vor der Einführung ausländischer Währungen als Zahlungsmittel (Euro, 
US-Dollar, Südafrikanischer Rand) Anfang 2009 lag die tägliche 








Es ist einfach alternative Beschreibungen Simbabwes jüngster Geschichte zu konstruieren. 
Schwieriger ist es jedoch zu erklären, wieso Politik gemacht, verteidigt und sogar wiederholt 
wird, die so zerstörerisch ist. 
 
Besonders schwierig ist dies vor dem Hintergrund objektiver Analysen, die beschreiben, dass 
die Wirtschaftskraft Simbabwes stark gesunken ist, tausende Simbabwer schwerste Traumata 
erlitten und Millionen ihr Land verlassen mussten, um sich ihren Lebensunterhalt verdienen zu 
können. 
 
Die Belege für Mugabes Feindseeligkeit gegenüber Eigentumsrechten, sein Eifer im Auferlegen 
neuer Regulierungen für erfolgreiche Firmen, und seine wiederholten Kundgebungen, dass Loy-
alität zu ihm zu Anerkennung und Reichtum führen, unterstützen zumindest eine Theorie: Mu-
gabe ist entschieden in Simbabwe den Feudalstaat wieder einzuführen und als feudaler Herr-
scher akzeptiert zu werden.  
 
Um ein positives Erscheinungsbild zu wahren hat Mugabe vorgetäuscht, demokratische Ideale 
anzustreben. Während er öffentlich erklären muss, dass die Wähler frei sind jemanden anderen 
zum Präsidenten zu wählen, wäre es ihm lieber, wenn sie dies nicht wagen. Und in den Mona-




Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit 
Bereich Internationale Politik 





Aktuelle Informationen zur Projektarbeit der Stiftung für die Freiheit finden Sie unter www.freiheit.org 
 
